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Summary 
In high mountains extreme tluvial and gravitational events (lloods, debris 
tlows, gravitational processes and avalanches) of low frequency and high 
amplitude are part of the natural environment and can be perceived as 
natural hazards. They are usually triggered by extreme precipitation events 
that are bound to the advection of humid and instable air masses originating 
from the Mediterranean or the Atlantic. Mesoscale convection cells 
embedded in a southerly to south-westerly airtlow lead to the greatest 
precipitation sums and intensities. In addition the natural features of the 
environment (topography. geological structures, existence of loose 
sediments and unstable bedrock) must be taken into consideration. The 
handling of natural hazards is marked by active (technical) measures and 
passive (planning, prophylactic) measures, in order to prevent events, to 
moderate their consequences or to avoid endangered areas. The various 
concepts and measures and their foundations in the Alpine countries are 
described. 

Einleitung 
Zur natürlichen Dynamik in Gebirgen mit hoher Reliefenergie gehören 
gravitative und tluviale Prozesse, die als Gefährdung empfunden werden, 
wenn sie im Siedlungs- und Wirtschaftsraum auftreten. Der ökonomische 
Wandel von einer agrarisch geprägten Gesellschaft, die noch in der ersten 
Hälfte des 20. Jh. bestand, zu einer dienstleistungs- und freizeitorientierten 
Gesellschaft führte zu einer zunehmenden Nutzung der Alpen als Sied­
lungs-, Wirtschafts- und Erholungsraum (z.B. BÄTZING 1993). Dadurch hat 
die Auseinandersetzung mit dem als Gefährdung empfundenen natürlichen 
Prozessgeschehen deutlich zugenommen. Die intensivierte Nutzung und 
zunehmende materielle Werte sind Ursache für rasch steigende Schadens­
summen. 
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Neben dieser Zunahme des Schadenspotenzials ist der Wandel im Prozess­
l!eschehen durch klimatische Veränderungen l'ür das Gefiihrdungspotenzial 
im Alpenraum von Bedeutung. Die Folgen einer globalen Erwärmung 
(HOLCillTO!\ LT Al.. 2001) betreffen im Gebirgsraum vor allem die Hyd­
ro/Kryosphiire sowie die Biosphäre. Durch das Abschmelzen von Gletschern 
(MAISCII FT Al.. 1998) sowie das Ausschmelzen von Permafrost (HAEBERLI 
LT ,\1.. 1998) wird früher vor Erosionsprozessen geschütztes Lockermaterial 
für Naturgefahrenprozesse bereitgestellt. Mögliche Entwicklungen in der 
Zukunft unter dem Gesichtspunkt einer veränderten Zeit-Mengenstruktur 
des Niederschlags (WANNER FT AL. 2000) und der Auswirkungen auf die 
Vegetation wurden im Rahmen des Schweizer Nationalen Forschungs­
projekts NFP 31 untersucht (BADER und KL'NZ 1998). Demzufolge ist mit 
einer Zunahme der Intensitiit und/oder der Häufigkeit von Hochwasser, 
Muren und Rutschungen zu rechnen, wogegen für Sturzprozesse und Lawi­
nen keine Zunahme prognostiziert werden kann. 

Dem stehen ein gesteigertes Sicherheitsbedürfnis und eine weitgehend 
mediengesteuerte Sensibilisierung bei der Wahrnehmung und Bewertung 
von Naturgefahren in der (außeralpinen) Bevölkerung gegenüber. die in 
einem verstiirkten Ruf nach priiventiven Maßnahmen münden (PETRASCHEK 
1996). Ursachen- und Folgenforschung im Zusammenhang mit Naturgefah­
ren ist deshalb ebenso aktuell wie notwendig und es müssen. autbauend auf 
den vorhandenen Umgangsweisen, angepasste nachhaltige Strategien entwi­
ckelt werden. 

2 Ursachen 
Kll:\1101.Z et al. ( 1998) strukturieren das Wirkungsgefüge von Naturgefah­
renprozessen in einem vereinfachenden Modell aus Grunddisposition und 
\ ariabler Disposition sowie auslösendem Ereignis. Größen. die in der Regel 
keinem kurzfristigen Wandel unterliegen. wie die Topographie oder die 
geologischen Verhältnisse. ergeben die Grunddisposition. Sie ist dem Pro­
zessgefüge unterlagert. kann aber selbst nicht auslösend sein. Diese relativ 
stabile Raumausstattung wird durch variable Faktoren überlagert. die sich 
periodisch oder episodisch verändern. wie z.B. Vegetationsbedeckung oder 
Schneedecke. Die Stabilität des Systems erfährt dadurch eine Veränderung, 
die aber in der Regel nicht zum Überschreiten kritischer Grenzwerte führt. 
Erst durch zusätzliche Belastungen. die meist auf episodische Extremereig­
nisse zurückgehen. können sie überschritten werden. Die Instabilität des 
Systems füh11 dann zu geomorphologischen Prozessen. deren Auswirkungen 
als gefährlich wahrgenommen werden können. 
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2./ Almosphiirische Prozesse - rnriah/e Disposilion und auslösende t,·r-
eignisse 

Extremereignisse sind meist an hohe Niederschlagssummen mit unterschied­
licher räumlicher und zeitlicher Struktur gebunden. Durch die Koppelung 
zwischen der räumlichen und zeitlichen Größenordnung atmosphärischer 
Vorgänge dauern großräumige Niederschlagsereignisse. die ein oder mehre­
re Flusseinzugsgebiete betreffen, zumeist einige Tage. Kleinräumige Er­
eignisse. wie z.B. Gewitter. die nur ein einzelnes Bacheinzugsgebiet mit 
voller Intensität betreffen, sind immer kurzfristig (Dimension Stunden). 
Durch das Zusammenspiel zwischen atmosphärischen Vorgängen und dem 
Relief sind die meteorologischen Ausgangsbedingungen derartiger Er­
eignisse in den einzelnen Einzugsgebieten stets sehr ähnlich ( SCHW ARZL 
1992). Daneben kann eine zuerst verzögerte und dann im Spätfrühling oder 
Frühsommer rasch ablaufende Schneeschmelze Hochwässer und ihre Be­
gleiterscheinungen auslösen. 

Kleinräumige Ereignisse (Gewitter) können auf begrenztem Raum sehr 
hohe Niederschlagssummen bei hoher Niederschlagsintensität bringen. In 
typischen Wildbacheinzugsgebieten können im Durchschnitt 50-80 mm/h 
erreicht und punktuell wesentlich überschritten werden. So wird für ein 
Schadensereignis. das die Ortschaft Axams bei Innsbruck am 4.7.1983 
betroffen hat. an Hand „stummer Zeugen" kleinsträumig eine Nieder­
schlagsmenge von 200-300 mm in 35-40 Minuten geschätzt (PITTRACHER 
1986 ). wogegen der Durchschnitt im ca. 10 km 2 großen Gesamteinzugs­
gebiet bei maximal 100 mm lag. Wärmegewitter sind in den randalpinen 
Gebieten. vor allem im Süden. besonders häufig, wo feuchte Luft aus den 
Vorländern in die Täler angesaugt und labilisiert werden kann. 

Großräumigere konvektive Niederschläge erreichen im Südosten des 
Alpenraumes ihre größte Intensität. Niederschlagssummen von 600-670 
mm in drei Stunden, 650 mm in zwei Stunden, 500 mm in acht Stunden und 
324 mm in fünf Stunden werden berichtet (LAUSCHER 1967, HADER 1969, 
WAK0NIGG 1978). Die Voraussetzung dafür ist die Entwicklung von Gewit­
terclustern in feuchtwarmer. labil geschichteter Mittelmeerluft an der Vor­
derseite eines Mittelmeertiefs und eine Verstärkung der Labilisierung durch 
Advektion in ein Gebirgsrelief sowie durch Kaltluft. die den Alpenkörper 
von Norden her an seinem Ostsaum um- und überströmt. In ähnlicher Form 
findet man sie in den mittelmeernahen Einzugsgebieten des südwestlichen 
Alpenraumes (siehe BLANCHET 1995, CARREGA 1995. BENECH et al. 1993, 
SENESI et al. 1995) und in den an die Poebene angrenzenden. nach Süden 
offenen Tälern der Südalpen. 

Hochwasserereignisse. die größere Gebiete der Alpen betreffen, erfordern 
ausgedehnte Dauerregen. die durch die Advektion großer Mengen feucht­
warmer Luft, labile Schichtung und großräumige synoptische und relietbe-
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dingte Hebung verursacht werden. Die Voraussetzung für derartige 
Aufglcit- und Hebungsvorgiinge sind an der Vorderseite eines Troges über 
Westeuropa bei starker Divergenz in der Höhe sowie gleichzeitigem Ein­
dringen bodennaher kälterer Luft in den Nordalpenraum gegeben. Sie be­
treffen oftmals nicht nur den eigentlichen Südalpenraum, sondern greifen 
weit über den Alpenhauptkamm nach Norden aus (STEINACKER 1988). Im 
Kammbereich der Zentralalpen fallen dann durch das Zusammenwirken der 
verschiedenen Hebungsprozesse besonders ergiebige Niederschläge mit 
hoher Intensität. Mesoskalige Konvektionszellen. also Gewitterzellen im 
Durchmesser einiger Zehnerkilometer, können in die Anströmung aus Süden 
eingelagert sein. Ihre Entstehung wird durch die bodennahe Konvergenz in 
den nach Süden offenen Tälern (z.B. Tessintäler. Passeiertal) begünstigt; sie 
führen zu regionalen Niederschlagsspitzen. Derartige Lagen traten beispiels­
weise im Sommer 1987 zweimal auf ( ÖWW 40, 1988 ). Diese Südlagen sind 
im Sommer und im Herbst besonders wirksam, wenn das Mittelmeergebiet 
schon oder noch warm ist. 

Die Schneefallgrenze kann bei der Advektion großer Warmluftmassen im 
oder über dem Gipfelbereich (um 4000 m und darüber) liegen, wodurch die 
Abflusspufferung durch eine Schneedecke ausfällt. Wenn der Schneefall 
deutlich unter das Gipfelniveau absinkt, beginnt die Talatmosphäre auszu­
kühlen und die Schneefallgrenze arbeitet sich nach unten vor (STEINACKER 
1983). Im Einzelfall entscheidet die Flächen-Höhen-Verteilung eines Ein­
zugsgebietes in Verbindung mit der Höhe der Schneefallgrenze darüber. ob 
und in welchem Ausmaß diese „Sicherung" wirksam wird. 

Wet1erlagen mit Advektion feuchter Luft aus dem NW-Sektor gefährden 
vor allem den Nordsaum der Alpen. Das Zusammenspiel von synoptischer 
Labilisierung und Stau am Gebirgskörper sowie eine hinreichend lange 
Andauer ist für überdurchschnittliche Niederschlagsmengen entscheidend. 
Die Luftmassen, die im Sommer vom Atlantik oder der Nordsee kommen, 
enthalten wegen der niedrigeren Temperaturen in der Regel nur etwa halb so 
viel Wasserdampf wie die wesentlich wärmere Mittelmeerluft; die sommer­
liche Schneefallgrenze liegt meist in Höhen um 2.500 m oder tiefer. so dass 
zumindest in den Zentralalpen der „Sicherungseffekt" wirksam wird. Da­
durch sind diese Lagen besonders im vor- und randalpinen Bereich hoch­
wasserwirksam, wo die höchsten Erhebungen unter der Schneefallgrenze 
verbleiben. Dauerregen bei nordalpinen Staulagen können hohe Nieder­
schlagssummen über große Räume bringen. Das Hochwasser an der Donau 
und ihren Zubringern im Juli 1954 ist dafür nach wie vor ein klassisches 
Beispiel (HYDORGRAPHISCHES ZENTRALAÜRO I 955). Im Winter können 
derartige Lagen zu ergiebigen Schneefällen, intensiver Umlagerung des 
Schnees durch hohe Windgeschwindigkeiten und damit zu einer Labilisie­
rung der Schneedecke und beträchtlicher Lawinengefahr führen. Die La-
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geentwicklung im Februar 1999. die in den nordwestlichen Alpen zu weit­
verbreiteten großen Lawinenabgängen führte. mag als Beispiel dienen 
(GAHL 2000. SLF 2000). 

2.2 Gelände und Raumausslattung - variable Disposition 
Starkniederschläge sind eine notwendige. aber nicht hinreichende Bedin­
gung für große Naturereignisse. sie fallen in ein konkretes Gelände mit im 
Einzelfall besonderen Vorbedingungen. Dabei handelt es sich um die topo­
graphischen Verhältnisse und daraus resultierende morphometrische Varia­
ble (z.B. Höhenunterschied. Gefälle. räumliche Struktur des Fließgewässer­
netzes. Lauflänge), Untergrundverhältnisse ( Wasseraufnahmefähigkeit, 
Interflow, Grundwasser, mobilisierbare Lockersedimente), Vegetation 
(lnterzeption. mechanische Stabilisierung, Gefährdung der Gerinnebette), 
Zustand der Gerinnebette und ihrer Einhänge sowie die hydrologische 
Vorgeschichte der Ereignisse. Die Vielzahl der Einflussgrößen kann nur 
exemplarisch skizziert werden, in ihrem Zusammenwirken können sowohl 
abschwächende wie verstärkende Effekte auftreten (vgl. EISBACHER und 
CLAGUE 1984. LUZIAN 2002). 

Die Auswirkung des Untergrundes auf die Ausbildung eines Spitzen­
abflusses ist weitgehend von seiner Fähigkeit abhängig, Niederschlags­
wasser aufzunehmen. Unter durchschnittlichen Bedingungen können auch 
relativ große Niederschlagsmengen aufgenommen werden, bevor der Poren­
raum gefüllt ist und der Oberflächenabfluss und oberflächennahe Boden­
abfluss zur Hochwasserbildung beiträgt. Bei einem 100-jährigen Ereignis 
sind Füllregen in der Größe von etwa 25-60 mm für kleine Einzugsgebiete 
charakteristisch (KÖLLA 1986). Diese Füllregen sind im Verhältnis zu den 
bei Großereignissen fallenden Niederschlagssummen (vgl. Abschnitt 2.1) 
relativ gering, da bei kurzfristigen Ereignissen die Infiltrationskapazität des 
Untergrundes nicht ausgenutzt werden kann (ZUIDEMA 1985 ). Wenn durch 
vorauslaufende Ereignisse der Untergrund vorgesättigt ist, geht dieses 
Wasser direkt in den Abfluss ein. Gleiches gilt bei Versiegelung des Unter­
grundes, z.B. durch Frost. 

Die Interzeption geschlossener Waldbestände ist bei kleineren und mitt­
leren Niederschlagsereignissen merklich wirksam, bei Großereignissen 
jedoch unbedeutend. Wesentlich wichtiger ist die Bedeutung des Waldes im 
Hinblick auf die Verbesserung der Bodenstruktur und der Wasseraufnahme­
fähigkeit sowie die mechanische Stabilisierung des Untergrundes (STAUDER 
1974 ). Sie wirkt sich vor allem bei kleineren und mittleren Ereignissen 
sowie bei Dauerregen niedriger Intensität aus. Bei sehr großen Ereignissen, 
bei denen der Untergrund bis zum anstehenden Festgestein hinreichend 
durchfeuchtet wird, können auch geschlossene, gesunde Waldbestände 
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instabil werden und abgleiten (z.B. Ereignisse in Osttirol 1965. 1966). Im 
Winter kommt die mechanische Stabilisierung der Schneedecke durch den 
Wald darn. im Frühling und frühsommer eine kontrollierte Verzögerung 
der Schneeschmelze. 

Mobilisierbare Lockerscdimentc und veränderlich feste Gesteine können 
bei hinreichender Durchfeuchtung als Hangmuren abgehen, besonders wenn 
es durch Übersättigung gleichzeitig zum Austritt von Hangwasser kommt. 
In der Wildbachkunde hat sich die auf STINY ( 1910, 1931) zurückgehende 
Einteilung der Lockersedimente in . .Jungschutt" und ,.Altschutt" bewährt. 
Jungschutt ist in ständiger Neubildung begriffen. etwa im Bereich kalkalpi­
ner Schutthalden. In höher gelegenen Gebieten kann auftauender Permafrost 
jüngere Schuttablagerungen. wie z.B. gefrorene Moränen oder Blockglet­
scher, mobilisieren (VA W 1992). Altschutt ist in den meisten Fälleneiszeit­
licher Entstehung. Grund- und Ufermoränen. Eisrandsedimente und hochge­
legene Talverfüllungen fallen in diese Gruppe: ihre Bildung ist abgeschlos­
sen. Altschutt hat je nach seiner Struktur und Textur sehr unterschiedliche 
Eigenschaften hinsichtlich Wasseraufnahmefähigkeit und -zügigkeit sowie 
bodenmechanischer Stabilität. Talverfüllungen wie der Schesatobel bei 
Bludenz (Vorarlberg). in dem seit dem I 8. Jh. mehr als 45 Mio. m3 erodiert 
wurden, sind ein klassisches Beispiel für Erosion in Altschutt. Über das 
System der Vorfluter wurde der Schesatobel zu einem Problem für die lll, 
den Rhein und seine Mündung in den Bodensee (AULITZKY 1986). 

Anstehendes Gestein, das Stauhorizonte begünstigt oder insgesamt was­
seraufnahmefähig ist (veränderlich feste Gesteine), kann bei starker mecha­
nischer Beanspruchung und hohem Wassereintrag ebenfalls instabil und 
soweit zerrüttet werden. dass es zu Hangbewegungen und Talzuschüben 
kommt. die ein Gerinnebett beeinflussen. Diese Gebiete sind potenzielle 
Geschiebequellen und auch langfristig durch technische Maßnahmen nur 
schwer beherrschbar. 

Die morphologischen Folgen starker Regenniederschläge betreffen in 
erster Linie die Einzugsgebiete von Wildbächen, von denen es alleine in 
Österreich über 4000 gibt. Beim geschiebeführenden Wildbach wird das 
Material als Einzelkorn oder in geschlossenen Transportkörpern an der 
Gerinnesohle fortbewegt; Wasser und transportiertes Geschiebe sind vonein­
ander getrennt, der Abfluss selbst ist turbulent. Die ständige Verlegung des 
Laufs kann die Ufererosion wesentlich begünstigen, beim Aufsedimentieren 
können Abflussquerschnitte verklausen oder wesentlich verkleinert werden 
und zu drastischen Änderungen der Abflussbahnen führen. Besonders 
kritische Stellen sind in diesem Zusammenhang zu klein dimensionierte 
Brückendurchlässe (z.B. Poschiavino in Poschiavo 1987, Ruetz bei der 
Falbesonalm im Stubaital 1985, Masonbach an der Arlberg-Westrampe 
1995). 
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Muren sind ein Sonderfall des Wildbachabflusses (vgl. STINY 1910, EISBA­
CHER und CLAGUE 1984, ÜBLAGGER 1986, 1988, T AKAHASHI 1991, BUNZA 
1992. VA W 1992, ZIMMERMANN 1990. KERSCHNER 1999). Sie bestehen aus 
einem Gemisch von etwa 25-80Cl, Feststoffen und Wasser bei weitgehend 
laminarem Abfluss. Häufigste Ursache für Murgänge ist die Gerinnebett­
mobilisierung (LEHMANN 1993). Dabei setzen sich Teile des Gerinnebetts in 
Bewegung, wenn durch Sättigung und die Auflast des abfließenden Wassers 
eine kritische Schubspannung überschritten wird. Voraussetzung ist eine 
hinreichende Ladung des Gerinnebetts. die im Altschutt von Natur aus 
vorhanden sein kann. während sie sich bei Jungschuttwildbächen im Laufe 
der Zeit erst aufbauen muss. Die Destabilisierung der Einhänge durch 
Durchfeuchtung, Hangwasserdruck und erosive Versteilung des Hangfußes 
kann zu Hangrutschungen in das Gerinnebett führen. Besonders gefährlich 
ist die zeitweise Blockierung des Abflusses (Verklausung) durch Material­
eintrag von der Seite und Waldbestände, die mit dem Untergrund in das 
Gerinne hineingleiten ( Unholz) sowie durch liegen gebliebene kleinere 
Muren und der nachfolgende Durchbruch, der einen Murstoß auslösen kann. 

Die Ablagerungskegel sind gleichsam die „Visitenkarte" eines Wildbachs 
und, wegen der bevorzugten Siedlungsstandorte. gleichzeitig die am meisten 
gefährdeten Bereiche. Die „stummen Zeugen" (AULITZKY 1992) auf diesen 
Kegeln erlauben eine Analyse des Verhaltens des Baches. Wenn ein Wild­
bach murfähig oder murstossfähig ist, findet man die Spuren der einzelnen 
Ereignisse in Form von Murzungen mit ihren begleitenden Wällen (levees). 
große Blöcke, die mittransportiert werden und die Auswirkungen auf Bau­
werke und Siedlungen. Mehrstöckige Keller oder Bauten, zu deren Ein­
gangstür man einige Stufen hinunter oder hinauf gehen muss, erzählen von 
den vergangenen Ereignissen. Schließlich können die Ablagerungskegel 
selbst wieder zu Geschiebequellen werden, wenn ihre Einzugsgebiete ausge­
räumt sind und sie dadurch dem Angriff eines Hochwassers ausgesetzt sind. 

3 Maßnahmen 
Das Zusammenwirken der atmosphärischen, hydrologischen und geomor­
phologischen Prozesse kann im menschlichen Siedlungs- und Wirtschafts­
raum zu Ereignissen führen, die in unterschiedlicher Weise als Bedrohung 
empfunden werden, sei es als Gefahr für Leib und Leben oder als materielle 
Schäden. Gerade letztere sind sehr stark vom wirtschaftlichen Umfeld 
abhängig; dann wird der Ruf nach Schutzmaßnahmen durch öffentliche 
Stellen laut, oft auch unter der Hoffnung „auf das nachträgliche Heilen 
durch die öffentliche Hand" (FLIRI 1984, S. 52). 

Der Umgang mit Naturgefahren durch öffentliche Dienststellen in den 
Alpenländern ist weitgehend durch Ingenieurdisziplinen geprägt. Entspre-
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chend werden ingenieurlcchnische und -biologische Methoden meist als 
aktive. planerische Konzepte im Gegensatz dazu als passive Maßnahmen 
bezeichnet. 

Der klassische Umgang mit Naturgefahren. den Menschen praktizierten, 
seit sie den Alpenraum besiedelten. war die Meidung gefährdeter Bereiche 
- wohl die einzige Maßnahme, die wirklich den Begriff passiv verdient. In 
einer agrarisch geprägten Gesellschaft war die Wahrnehmung von Naturge­
fahren sehr direkt. Diese Phänomene wurden meist als „gottgewollt'' aufge­
fasst. so dass eine individuelle und gesellschaftliche Bewertung unter die­
sem Aspekt erfolgen musste. Neben der Meidung blieben Duldung sowie 
der Versuch, göttlichen Schutz zu erwirken. bis ins Mittelalter die einzigen 
Maßnahmen. Erst am Übergang zur Neuzeit kamen zu diesem passiven 
Verhalten erste aktive Maßnahmen. Dabei handelte es sich um einfache 
Objektschutzbauten, wie Schutzmauern, Spaltkeile (Bauwerke zur Teilung 
von Lawinen u.ä.) oder Ebenhöche (Einpassung von Bauwerken in das 
GeHinde. um Lawinen darüberzuleiten). An der grundsätzlichen Wahr­
nehmung und Bewertung änderte sich aber nichts. 

Das 19. Jahrhundert mit seiner geistigen Öffnung zu einer naturwissen­
schaftlich und technisch orientierten Betrachtungsweise brachte eine tief 
greifende Veränderung im Umgang mit Naturgefahren. Es waren Forstwirte 
und Techniker (z.B. ARETIN 1808, DUILE 1826). die erste wissenschaftliche 
Abhandlungen über den Umgang mit Naturgefahrenprozessen verfassten. 
Sie bildeten die Grundlagen für die Einführung staatlicher Institutionen, 
deren Aufgabe bis heute der Schutz der Gesellschaft vor den Auswirkungen 
von Naturgefahren ist. Auslöser für die Gründung derartiger Dienste waren 
aber katastrophale Einzelereignisse, wie z.B. die Hochwasser- und Mur­
ereignisse in Tirol und Kärnten in den Jahren 1882 und 1884. Als Folge 
wurde in Österreich 1884 dem Gesetz „betreffend die unschädliche Ablei­
tung der Gebirgswässer" durch Kaiser Franz Joseph I. die allerhöchste 
Sanktion erteilt, wodurch die Dienststellen der Wildbach- und Lawinen­
verbauung in Österreich ins Leben gerufen wurden (AULITZKY 1998). In 
Frankreich gehen vergleichbare gesetzliche Grundlagen bis in die l 860er 
Jahre zurück (WEINMEISTER 1997), in der Schweiz in die späten l 870er 
Jahre (FRUTIGER 1980). 

Zwei Schwerpunkte prägen die ersten Jahrzehnte staatlichen Umgangs 
mit Naturgefahren: Ingenieurtechnische Maßnahmen zum Verbau der als 
gefährdet eingestuften Wildbäche sowie forstliche Maßnahmen zur Ver­
besserung der Schutzfunktion alpiner Wälder (,,lntegralmelioration", vgl. 
STAUDER 1963), die vielfach durch weit überdimensionierte Wildbestände 
gefährdet sind (MAYER 1983, 1984). Hinzu kommt eine Weiterentwicklung 
der Objektschutzmaßnahmen. 
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Erst nach dem 2. Weltkrieg erlauben die neuen technischen Möglichkeiten 
den Permanentverbau der oberhalb der Waldgrenze gelegenen Anrissgebiete 
von Großlawinen. Die in großen Teilen der Alpen katastrophalen Aus­
wirkungen der Lawinenwinter von 1950/51 und 1952/53 lieferten die volks­
wirtschaftliche und politische Legitimation für die Durchführung umfangrei­
cher technischer Yerbaumaßnahmen, zu denen ab den späten l 950er Jahren 
zunehmend auch ingenieurbiologische Ansätze kamen (z.B. SCIIIECHTL 
1958). Es waren aber auch die intensiven Lawinen- und Wildbachereignisse 
in den I 950er und 1960er Jahren. die ein Umdenken im bis dahin praktizier­
ten Umgang mit Naturgefahren bewirkten. Rein aktive Maßnahmen zum 
Schutz vor Naturgefahren schienen auf Dauer weder ausreichend noch 
bezahlbar zu sein. Dies wurde durch die Erkenntnis bestärkt, dass „das 
Schutzbedürfnis ungleich stärker ansteigt, als es durch die Herstellung von 
Schutzbauten befriedigt werden kann" (BERGTHALER 1975). Als Konse­
quenz wurde ein neuer Ansatz entwickelt, der Naturgefahren in die Raum­
planung integriert, anders als bisher nicht mehr in Form einzelner, oft auf 
ein Objekt oder ein Ereignis bezogenes Gutachten, sondern in Form einer 
flächenhaften Feststellung des Gefährdungsgrads im Rahmen einer Gefah­
renzonenplanung. 

3./ Schweiz/Liechtenstein 
infolge der Katastrophenwinters 1951/52 wurde 1954 in der Schweiz für die 
Gemeinde Gadmen im Berner Oberland der erste Lawinenzonenplan erlas­
sen (FRUTIGER 1980). Um von diesem ersten Ansatz zu einer umfangreichen 
Gefahrenzonenplanung zu kommen, bedurfte es einer Reihe von gesetzli­
chen Veränderungen. Einen ersten, noch sehr eingeschränkten Rahmen 
bildete die Yollziehungsverordnung zum Forstpolizeigesetz im Jahre 1965, 
derzufolge die Kantone dafür zu sorgen hatten, dass ,,in lawinengefährdeten 
Gebieten keine Gebäude errichtet wurden. Zu diesem Zweck sollten Lawi­
nenzonenpläne aufgestellt werden. Wurde bei der Wahl der Bauplätze keine 
Rücksicht auf den Zonenplan, den Lawinenkataster oder Warnungen vor 
Bauvorhaben genommen, so leistete der Bund keine Beiträge an den Schutz 
solcher Bauten'" (BAUMANN und BUR! 1994. 29). 

Durch das Raumplanungsgesetz vom 22. Juni 1979 fanden weitere Natur­
gefahrenprozesse Eingang in die Planung. Die planenden Behörden wurden 
dadurch verpflichtet, generell bei raumwirksamen Tätigkeiten Naturgefah­
ren zu berücksichtigen. Aber erst durch das Bundesgesetz über den Wasser­
bau (WBG) vom 21. Juni 1991 und das Bundesgesetz über den Wald (WaG) 
vom 4. Oktober 1991 mit den zugehörigen Verordnungen wurden die Kan­
tone zur Erarbeitung der Grundlagen wie Gefahrenkataster und Gefahren­
karten sowie die Fachstellen des Bundes zur Durchführung grundlegender 
Arbeiten und Aufstellung technischer Richtlinien verpflichtet. 
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Wegen der föderalistischen Struktur der Schweizer Eidgenossenschaft 
entwickelten sich in den einzelnen Kantonen individuelle Ansätze zu der 
durch diese Rahmengesel/.gebung des Bundes vorgeschriebenen Gefahren­
wnenplanung. Neben sehr unterschiedlichen Zugangsweisen und Konzepten 
in den einzelnen Kantonen. z.B. Graubünden (NOLD 1994, TEUFEN 1996, 
WERDIJ< 1994). Obwalden (OFA 1995a. 1995b), Freiburg (L0UI' 1996, 
MEYER 19%) oder Wallis (BARON! 1992, MARR0 und RoUILLER 1996, 
MEYER 1996). gibt es eine Vielzahl von Initiativen auf Bundesebene. die 
Grundlagen für die Erfassung von Gefahrenprozessen und die Ausweisung 
von Gefahrenzonen bieten. Als hervorragende Beispiele sind zu nennen: 
- Projekt: Gefahrenkataster - Ereigniskataster ( HFINIMANN I 996. KRUM­

MENACI IER 1996) 
- Symbolbaukasten zur Kartierung der Phänomene (BWW und BUWAL 

1995, 1997) 
- Richtlinien zur Berücksichtigung der Lawinengefahr bei raum wirksamen 

Tätigkeiten (BFF und EISLF 1984) 
- Empfehlungen - Berücksichtigung der Hochwassergefahren bei raum­

wirksamen Tätigkeiten (BWW 1996) 
- Empfehlungen - Berücksichtigung der Massenbewegungsgefahren bei 

raumwirksamen Tiitigkeiten (BUWAL. BWW und BRP 1997) 
- Richtlinie für den Hochwasserschutz des Kanton Uri (KANTON URI 1992) 
In Liechtenstein orientiert man sich stark an den Schweizer Entwicklungen. 
hat aber eine eigene Umsetzung gefunden (RICKLI und BANZER 1996). 

3 . .? Frankreich 
In Frankreich wurde in den 1960er Jahren die Entwicklung des Wintertou­
rismus in potenziell gefährdeten Hochgebirgsgebieten massiv vorangetrie­
ben. so dass sich die Regierung verstärkt mit dem Problem der öffentlichen 
Sicherheit in den Bergregionen konfrontiert sah. Ein folgenschweres Lawi­
nenunglück in Val d'Isere im Frühjahr 1970 war schließlich der Auslöser für 
Aktivitäten zur Vorbeugung und zum Schutz vor Naturgefahren. die zur 
Ausarbeitung einer Gefahrenzonenplanung für den französischen Alpen­
raum führten (ANTOINE 1991 ). In einem ersten Schritt wurde die carte des 
risques nature/.1· oder carte R l l l -3 (nach dem Artikel R 111-3 des code de 
/' urhanisme) erstellt. die im Hinblick auf zukünftige Planungen rechtswirk­
sam war. Parallel wurde begonnen, die carte ZERMOS (zones exposees a 
des risques lies au.r mou1·ements du so/ et du sous-sol) zur Erfassung von 
Hangbewegungen (ANT0INE 1978. FLAGEOLLET 1989. HUMBERT 1977a, 
1977b) und die carte de loca/isation probable des avalanches (CPLA) als 
Grundlage der Planung im Hinblick auf Lawinengefahr zu erarbeiten (PIE­
TRI I 993 ). Ab Mitte der l 980er Jahre wurde ein neues Konzept zur Gefah­
renzonenplanung eingeführt. Die neuen plan.1· d'exposition aux risques 
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previsihle.1 (PER) hatten eine wesentlich weiter gefasste Rechtsgültigkeit als 
die carte R 111-3 (ANTOINE 1991, BESSON 1985, NOVERRAZ 1990). Eine 
weitere Steigerung der rechtlichen Stellung bis hin zu strafrechtlicher Ver­
folgung bei Nichteinhaltung von Auflagen ist durch die seit 1995 gesetzlich 
verankerten p/an.1· de prei-ention des risques (PPR) gegeben, die jetzt in die 
Planungspraxis eintl ießen ( CHOQUET 1995 ). 

3.3 Österreich 
In Österreich ergaben Bedarfsschätzungen in den l 960er Jahren, dass die 
Geldmittel für aktive Verbaumaßnahmen auf längere Sicht nicht ausreich­
ten. Die Mur- und Lawinenereignisse 1965/66 zeigten die Notwendigkeit 
auf, neben aktiven auch verstärkt passive Schutzmaßnahmen zu ergreifen. 
Seit Beginn der l 970er Jahre wurden als Vorläufer der gegenwärtigen 
Gefahrenzonenpläne Flächengutachten angefertigt, die einen geringeren 
Arbeitsaufwand als Einzelgutachten bedeuteten und diesen auch qualitativ 
überlegen waren (BMLF 1989). Mit dem Forstgesetz vom 3. Juli 1975 
( .. Bundesgesetz, mit dem das Forstwesen geregelt wird") wurde die gesetzli­
che Grundlage für die Gefahrenzonenplanung geschaffen, deren Ausführung 
in der Gefahrenzonenplanverordnung 1976 (,,Verordnung über Gefahrenzo­
nenpläne vom 30. Juli 1976") erläutert wird. 

Dieses Konzept hat sich in Österreich bewährt; für einen Großteil der 
Gemeinden gibt es inzwischen genehmigte Gefahrenzonenpläne. In der 
jüngsten Vergangenheit haben sich in diesem seit 25 Jahren fast unver­
änderten Umgang mit Naturgefahren neue Entwicklungen ergeben. Zum 
einen scheint sich ein Verfahren der Voruntersuchung und Bewertung im 
regionalen Überblicksmaßstab, das der auf lokaler Ebene stattfindenden 
Gefahrenzonenplanung vorgeschaltetet ist, durchzusetzen. Dieses sogenann­
te EGAR (,,Einzugsgebiete alpiner Räume")-Verfahren dient dazu, durch die 
Verschneidung von Naturgefahren- und Nutzungspotenzial die Bereiche mit 
hohem Risiko herauszufinden und so eine Dringlichkeitsreihung für die 
detaillierte Maßnahmenplanung zu bekommen. Zum anderen hat der Forst­
technische Dienst für Wildbach- und Lawinenverbauung seit 2001 damit 
begonnen, zentrale Teile der Erstellung von Gefahrenzonenplanungen von 
Zivilingenieuren privatwirtschaftlich bearbeiten zu lassen. 

3 .4 Deutschland ( Bayern) 
Im Zuge zunehmender Diskussionen zu den Protokollen der Alpenkonventi­
on wurden in Bayern die Möglichkeiten ausgelotet, eine eigene Gefahrenzo­
nenplanung durchzuführen (BELITZ ET AL. 1997). Dabei wurde die Notwen­
digkeit eines Instruments aufgezeigt, das einen nachvollziehbaren, ver­
gleichbaren und reproduzierbaren Umgang mit Naturgefahrenprozessen und 
ihren Auswirkungen ermöglicht. Aufgrund der Rechtsposition der Gemein-
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den in Deutschland wurde aber von der Einführung einer Gefahrenzonen­
planung abgesehen. Als jüngste Entwicklung hat man begonnen, den auch 
in Österreich prakcizierten Regionalisierungsansatz EGAR umzusetzen, um 
dadurch den Fachbehörden (v.a. Dienststellen der Wasserwirtschaft) ein­
heitliche Grundlagen zur Gefahrenbeurteilung im Überblick an die Hand zu 
geben. 

3 .5 Italien ( Autonome Pro1·inz Bozen Südtirol) 
Der Umgang mit alpinen Naturgefahren ist in Italien in den einzelnen Re­
gionen und Provinzen sehr unterschiedlich geregelt (BELITZ ET AL. 1997). 
Gerade in der Autonomen Provinz Bozen Südtirol sind die Ergebnisse der 
jüngsten Entwicklung zeitgemäß, da sie in Richtung einer Einführung von 
Risikozonenplänen gehen. Damit soll - erstmals im Alpenraum - offiziell 
und in vergleichbaren Plänen das Risiko berücksichtigt werden, und nicht 
nur, wie traditionell üblich, die Eintretenswahrscheinlichkeit und Intensität 
des Gefahrenprozesses. 

3 .6 Vergleichende Zusammenfassung 
In den genannten Beispielen ist die Zielsetzung jeder verbindlichen Zonen­
planung: 
- die Identifikation gefährlicher Prozesse und gefährdeter Bereiche, 
- die Verhinderung des Entstehens von Bauten bzw. der Ausweisung von 

Bauland in erheblich gefährdeten Gebieten und 
- die zweckmäßige, für den jeweiligen Prozess wirkungsmindernde Ge­

staltung von Siedlungs- und Verkehrsbauten in den Bereichen geringerer 
Gefährdung. 

Der Umgang mit Naturgefahren in der Planung stellt aber nicht nur ein 
nationales Problem dar, sondern besitzt überregionale Bedeutung. Die 
zugrunde liegenden geomorphologischen Prozesse kennen keine nationalen 
Ausprägungen, die Folgen sind in allen Staaten vergleichbar. Diese Erkennt­
nis spiegelt sich in den Bestrebungen der Alpenkonvention wider, die für 
den gesamten Alpenraum die Wichtigkeit einer sachgerechten, nachhaltigen 
Umwelt- und Raumplanung betonen und fordern. 

So beinhaltet das Leitbild der CIPRA (Internationale Alpenschutz-Kom­
mission) im Rahmen der Alpenkonvention wiederholt in verschiedenen 
Protokollen die Forderung ,, ... in allen Alpengemeinden sind Gefahrenzo­
nenpläne als Grundlage der örtlichen Raumplanung aufzustellen" (DANZ 
1990). Diese wurde 1992 wie folgt erweitert: ,,Für den gesamten Alpenraum 
sind Gefahrenzonenpläne auszuarbeiten, in denen diejenigen Gebiete rechts­
verbindlich darzustellen sind, die durch Hochwasser, Muren, Steinschlag, 
Hangrutschungen und Lawinen bedroht sind. In diesen Gefahrenzonen sind 
neue technische Erschließungen und Bebauungen aus Sicherheitsgründen 

242 



Alpine Naturgefahren 

generell zu vermeiden ... " (DANZ und ÜRTNER 1993 ). Die endgültige 
deutschsprachige Fassung des zugehörigen Protokolls Raumplanung wurde 
am 21.10.1992 in Innsbruck verabschiedet. Demnach sollen Raumordnungs­
pläne u.a. zum „Schutz von Natur und Landschaft" die „Ausweisung von 
Zonen. in denen aufgrund von Naturgefahren Bauten und Anlagen soweit 
wie möglich ausgeschlossen sind," enthalten (DANZ und ÜRTNER 1993). 
Die Vereinten Nationen haben für die zur International Decade for Natural 
Desaster Reductiun (IDNDR) erklärten l 990er Jahre eine „landesweite 
Abschätzung der Gefährdung durch die verschiedenen Arten natürlicher 
Extremereignisse ... ·· als allgemeines Ziel formuliert. Die Erstellung von 
Gefahrenzonenplänen stellte bei der geplanten Erreichung dieses Zieles bis 
zum Jahr 2000 eine der Stufen der notwendigen Detailprogramme dar 
(PLATE ET AL. 1993) - eine idealisierte Zielvorgabe, die aber nicht realisiert 
werden konnte. 

Diese Vereinbarungen zwischen den Vertragsparteien in der Alpenkon­
vention sowie das globale Ziel des Schutzes vor Naturgefahren sind als 
Hintergrundaspekt im Rahmen der hier dargestellten Überlegungen zur 
Gefahrenzonenplanung zu sehen. 

4 Schlußbemerkung 
In Zeiten des globalen Wandels, in denen der wirtschaftliche Erschließungs­
druck und die Szenarien für die alpinen Naturgefahrenprozesse eine eher 
ungünstige Zukunft aufzeigen, sind neue Umgangsweisen gefordert, die den 
alpinen Lebens- und Wirtschaftsraum nachhaltig schützen. In Zeiten staatli­
cher budgetärer Einschränkungen, in denen die verbleibenden Mittel kaum 
mehr zur Errichtung neuer Schutzfunktionen reichen werden, sind neue 
Wege des Umgangs mit Naturgefahren gefordert, die die Mittel volkswirt­
schaftlich effizient einsetzen. In Zeiten omnipräsenter Medien, die jedes 
Schadensereignis zur Katastrophe hochstilisieren. ist zudem die Kommuni­
kation eines nachvollziehbaren, einheitlichen und vergleichbaren Umgangs 
mit Naturgefahren zu einer zentralen Aufgabe geworden. 
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